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Vors. Abg. Josef Winkler ertffnet die Sitzung und begrii3t die Teilnehmenden.

Punkt 1 der Tagesordnung:

Tuberkulosefille in Rheinland-Pfalz
Antrag nach § 76 Abs. 2 GOLT
Fraktion der FREIEN WAHLER

- Vorlage 18/4965 - [Link zum Vorgang]

Abg. Helge Schwab fiihrt zur Begriindung aus, im Herbst 2022 habe das Deutsche Arzteblatt von
einem weltweiten Vormarsch der Tuberkulose berichtet. Das RKI habe im Marz 2023 einen Anstieg
von Tuberkulose-Fallen in ganz Deutschland gemeldet. Die Landesregierung werde dazu um
Berichterstattung gebeten.

Staatsminister Clemens Hoch berichtet, die gute Nachricht vorweg sei, in Rheinland-Pfalz gebe es
in den letzten Jahren keine substantielle Zunahme der Tuberkulose-Falle. Das Landesunter-
suchungsamt habe die Meldedaten aus dem Infektionsschutzgesetz dazu seit dem Jahr 2001
ausgewertet.

Weltweit gehdre Tuberkulose neben HIV und Malaria zu den haufigsten Infektionskrankheiten. Nach
Schatzungen erkrankten jedes Jahr etwa 10 Millionen Menschen und etwa 1,5 Millionen Menschen
verstirben auch daran.

In Deutschland sei Tuberkulose eine sehr seltene und tUberwiegend gut behandelbare Erkrankung. Die
Erkrankungszahlen hatten sich nach einem deutlichen Anstieg in den Jahren 2015 und 2016 wieder
riicklaufig entwickelt. Fur das Jahr 2022 |agen die Fallzahlen bei unter 5 pro 100.000 Einwohnern.

Daraus lasse sich kein langfristiger Trend ableiten. Im Jahr 2022 habe allerdings gesehen werden
koénnen, dass es vor allem aus vermuteten Folgen des Kriegsgeschehens in der Ukraine und dem
Zuzug erwartbar zu einer Erhdhung der Tuberkulose-Falle unter den in der Ukraine geborenen
Menschen gekommen sei. Es spiegele etwas wider, was aus dem Heimatland Ukraine selbst gekannt
werde: Dort liege die Erkrankungszahl bei etwa 70 pro 100.000 Einwohnern, sodass sich das erhohte
Infektions- und Erkrankungsrisiko niedergeschlagen habe.

In Rheinland-Pfalz zeige sich eine relativ homogene Inzidenz fir Tuberkulose-Meldefalle. Lediglich fiir
den Stadtkreis Trier zeige sich eine abweichende Inzidenz mit einer leicht erhdhten Anzahl an Fallen.
Dies lasse sich mit der dortigen Aufnahmeeinrichtung fir Asylbegehrende belegen.

Seit 2001 seien dem Landesuntersuchungsamt 98 Falle einer Tuberkulose mit Resistenz gegen die
zwei wichtigsten Therapeutika durch die Gesundheitsamter Ubermittelt worden. Auch dabei sei aber
nicht erkennbar, dass es zu einer Zunahme von multiresistenten Keimen gekommen sei.
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Aktuell liefen zahlreiche klinische Studien mit dem Ziel, mithilfe neuerer Substanzen Therapiedauern
zu verkirzen und resistente Tuberkulosen ausschlieRlich mit oral verabreichbaren Medikamenten zu
behandeln. Die Standardtherapie der medikamentensensiblen Tuberkulose betrage sechs Monate.
Entscheidend flr eine effektive Kontrolle seien die rasche Entdeckung Erkrankter, die Isolierung
infektidser Patientinnen und Patienten sowie der schnelle Beginn der Therapie. Darliber hinaus sei es
wichtig, enge Kontaktpersonen im Umfeld zu identifizieren und zu untersuchen, um weitere
Infektionsquellen zu vermeiden und Transmissionsketten zu erkennen.

Die aktive Fallfindung — als Kontaktpersonen-Nachverfolgung aus der Corona-Pandemie bekannt —
werde auch bei der Tuberkulose angewendet. Hier wirden Personen auf eine latente Tuberkulose-
Infektion hin untersucht, die einen engen infektionsrelevanten Kontakt zu allen an ansteckungsfahiger
Lungentuberkulose erkrankten Menschen gehabt hatten. Dies erfolge Uber die lokalen Gesundheits-
amter. Dabei missten dem Gesundheitsamt nach Infektionsschutzgesetz die Erkrankung und der Tod
in Bezug auf eine behandlungsbediirftige Tuberkulose namentlich gemeldet werden. Diese Meldungen
mussten dem Gesundheitsamt spatestens innerhalb von 24 Stunden vorliegen.

Die Landesregierung halte die Regelung des Infektionsschutzgesetzes und vor allem die Arbeit der
Leistungserbringer sowie die hervorragende Arbeit der Mitarbeitenden in den Gesundheitsamtern flr

vollig ausreichend. Sie gewahrleisteten einen wirkungsvollen Gesundheitsschutz der Bevoélkerung.

Staatsminister Clemens Hoch sagt auf Bitte des Abg. Helge Schwab
zu, dem Ausschuss seinen Sprechvermerk zur Verfliigung zu stellen.

Der Antrag ist erledigt.
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Punkt 2 der Tagesordnung:

Aktueller Sachstand Organspende in Rheinland-Pfalz
Antrag nach § 76 Abs. 2 GOLT

Fraktion der CDU

- Vorlage 18/4966 - [Link zum Vorgand]

Abg. Dr. Christoph Gensch fiihrt zur Begriindung aus, die Organspende sei ein sehr wichtiges
Thema, mit dem sich immer wieder auseinandergesetzt werde. Jingst gebe es die Initiative des
Bundesrats zur Einfiihrung der Widerspruchslésung im Transplantationsrecht, um vielleicht doch die
Moglichkeit zu schaffen, bundesweit die gesetzgeberischen Rahmenbedingungen zu andern und
damit die Grundlage fur die Organspende zu verbessern.

Vor diesem Hintergrund werde um einen aktuellen Sachstand hinsichtlich Zahlen und Projekten, um
die Situation der Organspende zu verbessern, gebeten. Dabei werde gewusst, dass es ein bundes-
und europaweites Problem sei.

Staatsminister Clemens Hoch legt dar, das Thema sei ihm personlich auch ein Herzensanliegen,
und berichtet, Deutschland sei von einem Organmangel gekennzeichnet. Im Jahr 2022 hatten etwa
8.500 Patientinnen und Patienten auf einer aktiven Warteliste gestanden. Dem hatten aus dem
vorangegangenen Jahr nur knapp Uber 2.500 gespendete Organe gegeniibergestanden. Dies sei der
einzige Bereich in der modernen Medizin in Deutschland, in der eine harte Triage insofern
vorgenommen werden musse, als manche Menschen nicht die Therapie bekdmen, die sie brauchten.

Die Deutsche Stiftung Organtransplantation (DSO) melde nach dem Einbruch im Jahr 2022 wieder
einen positiven Trend fur das Jahr 2023. Nach dem Abflauen der Pandemie sei es aber leider nicht zu
einer wesentlichen Steigerung der Organspendezahlen gekommen. Rheinland-Pfalz sei in dieser
Statistik auch bundesweit unterdurchschnittlich mit 10,7 Organspenden pro Million Einwohnern; der
Bundesschnitt liege bei 11,2 pro Million Einwohnern.

Im Zeitraum von Januar bis Oktober 2023 hatten insgesamt in der DSO-Region Mitte, die im
Wesentlichen Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland umfasse, insgesamt 103 Organspenden
realisiert werden konnen. Dabei seien 221 Organe gespendet worden. Im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum entspreche das einer Zunahme von 21,2 %. Bundesweit seien 788 Organspenden
realisiert worden, was eine Steigerung um 11 % sei. Beim Steigerungswert liege Rheinland-Pfalz also
deutlich Uber dem Bundesdurchschnitt.

Die Zahlen lagen jedoch generell auf einem viel zu niedrigen Niveau. Als Folge des Organmangels
kénne der Tod der Patientinnen und Patienten auf der Warteliste eintreten bzw. sich ergeben, dass
unzumutbar lange gewartet werden miusse.

Der Landesregierung und besonders ihm liege die Férderung der Organspende am Herzen.
Gemeinsam mit den Partnern, vor allem der Landeszentrale fir Gesundheitsférderung in Rheinland-
Pfalz und der Deutschen Stiftung Organtransplantation, habe im Jahr 2023 eine Vielzahl von
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Veranstaltungen und Aktivitdten umgesetzt werden kdénnen. Die enge Verzahnung und finanzielle
Forderung der Initiative Organspende Rheinland-Pfalz und weiteren Partnern habe dabei einen hohen
Stellenwert.

Die medizinischen Teams in den Kliniken leisteten vor Ort einen wertvollen Dienst unter teils
schwierigsten Rahmenbedingungen. Die Klinikmitarbeiterinnen und Klinikmitarbeiter wirden per-
sonlich unterstitzt, um die Ablaufe und Strukturen vor Ort zu optimieren. Im April 2023 seien die
Transplantationsbeauftragten rheinland-pfalzischer Kliniken zu einem kollegialen Austausch ein-
geladen worden.

Im Sommer habe er die Asklepios Sidpfalzklinik in Kandel — unter den kleineren Krankenhausern ein
Krankenhaus mit besonders guten Zahlen hinsichtlich der Organspende — im Rahmen seiner
Sommerreise besucht. Im November habe deshalb die Krankenhausehrung der DSO dort
stattgefunden. In Kandel seien in den vergangenen fiinf Jahren insgesamt 19 Organspender gemeldet
und davon sechs Organspenden realisiert worden.

In den letzten Jahren seien eine Vielzahl von Fortbildungen fir das medizinische Personal und
Informationsveranstaltungen fiir die Offentlichkeit im Krankenhaus angeboten worden. Das Engage-
ment der Mitarbeiter pro Organspende sei durch die Krankenhausehrung besonders gewdirdigt
worden.

Zudem beschaftige sich der Ethikbeirat des Ministeriums fir Wissenschaft und Gesundheit mit einer
Vielzahl von Fachexpertinnen und Fachexperten intensiv mit der Fragestellung, wie die Situation der
Organspende verbessert werden kénne. Im November 2023 habe ihm der Ethikbeirat deshalb eine
detaillierte Stellungnahme Uberreicht.

Ein weiterer wichtiger Punkt sei das Organspende-Register. Mit dem Gesetz zur Starkung der
Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende vom 16. Marz 2020 sei der Aufbau eines Registers
fur Erklarungen zur Organ- und Gewebespende beschlossen worden, was er sehr begriife. Dies stelle
eine weitere zusatzliche sinnvolle Mdglichkeit dar, um die hoéchstpersénliche Entscheidung von
Bargerinnen und Blrgern zur Organspende nachvollziehbar und auffindbar zu dokumentieren.

Das Organspende-Register sei ein Projekt des Bundes. Es sei vom Bundesinstitut fiir Arzneimittel und
Medizinprodukte aufgebaut worden und solle im ersten Quartal 2024 in den Vollbetrieb gehen.

Die Entnahmekrankenhauser wiirden so in die Lage versetzt sein, im Vorfeld einer moglichen Organ-
oder Gewebeentnahme mittels Anfrage an das Organspende-Register zu klaren, ob dort eine
Erklarung des potenziellen Spenders zur Organ- und Gewebespende vorliege. Die Anbindung der
Krankenhauser an das Organspende-Register setze eine Anbindung an die Telematikinfrastruktur
voraus. Diese Anbindung sei seit September 2023 mdglich. Mit Stand November 2023 hatten 40 %
der Entnahmekrankenhauser eine abrufberechtigte Person benannt, jedoch leider bisher nur 5 % den
Registrierungsprozess vollstandig abgeschlossen.
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Die Ablaufe schienen flr die Transplantationsbeauftragten nicht selbsterklarend zu sein. Einige Fragen
seien noch offen. Zudem gerate der Prozess aufgrund struktureller Probleme in den Entnahme-
krankenhausern teilweise ins Stocken. Das Bundesinstitut flir Arzneimittel und Medizinprodukte habe
dazu Unterstlitzung angeboten.

Zuletzt wolle er auf die aktuellen politischen Entwicklungen eingehen. Der Gesetzgeber habe im
Jahr 2019 und im Marz 2022 gesetzliche Neuerungen in Kraft gesetzt. Diese hatten die Situation der
Organspende bisher nicht wesentlich verandert. Im Januar 2023 hatten Bundesgesundheitsminister
Karl Lauterbach und er die Einflihrung der Widerspruchsldsung erneut in die Debatte eingebracht. Eine
Fulle von Fachorganisationen, Verbanden, Selbsthilfegruppen und Betroffenen habe der Einflihrung
ebenfalls ein Momentum gegeben.

Es gehe vor allem um die Erhéhung der Zahlen der Organspende. Den erneuten Vorstol im Bundesrat
begriiRe und unterstiitze er sehr. Mit der Einfilhrung der Widerspruchslésung seien markante
Verbesserungen der Organspendesituation zu erzielen. Die Empfehlung griinde sich auf einem
intensiven Diskussions- und Beratungsprozess.

Die Einfihrung der Widerspruchslésung wirde in Deutschland zu einem Paradigmenwechsel bei der
Organspende fiihren. GemaR einer reprasentativen BZgA-Umfrage aus dem Jahr 2022 stiinden 84 %
der Bevolkerung der Organspende positiv gegentber. Eine entsprechende Gesetzesanderung zur er-
weiterten Widerspruchslésung wirde demnach dem Willen der Mehrheit der Deutschen entsprechen.

Die Wahrscheinlichkeit fur jeden Einzelnen, irgendwann im Leben auf eine Organspende angewiesen
zu sein, sei um ein Vielfaches héher als die Wahrscheinlichkeit, selbst Organspender oder
Organspenderin zu werden. Schon aus diesem Grund sollte in einer Solidargemeinschaft die
Widerspruchslésung die erste Wahl sein. Waren Organentnahmen grundsatzlich immer méglich, es
sei denn Patientinnen und Patienten widersprachen ausdricklich, so hatten mehr Menschen die
Chance, auch tatsachlich ein lebensnotwendiges Organ zu erhalten.

Der Bundesrat habe den EntschlieRungsantrag auf den Weg gebracht. Der Bundestag werde sich nun
hoffentlich erneut mit der Widerspruchslésung beschaftigen. Er persdnlich halte es fur einen Schritt zu
wenig; andere Lander seien deutlich besser als Deutschland und hatten sich schon dafiir entschieden,
dass eine Spende nach dem Eintreten des Herz-Kreislauf-Todes stattfinden konne. Er wiirde es sehr
begriflen, auch dazu zu einem Diskussionsprozess zu kommen. Er halte es fir eine notwendige
Weiterentwicklung, weil die Medizin immer so viel besser werde, dass zunehmend der Hirntod nicht
mehr so haufig eintrete wie friher.

Abg. Dr. Oliver Kusch fiihrt an, mit einer Veranstaltungsreihe im Jahr 2023 sei viermal im Land darauf
aufmerksam gemacht worden, wie wichtig es fur die SPD-Landtagsfraktion sei, dieses Thema weiter
am Leben zu erhalten und nach vorne zu bringen. Wichtig sei auch, dass die Transplantations-
beauftragten in den Kliniken unterwegs seien und das Thema besprachen.

Das Thema sollte aber auch wesentlich mehr in die Mitte der Gesellschaft kommen. Bis ein neues
Gesetzgebungsverfahren realisiert sei, sollten die Menschen sensibilisiert werden, nicht nur durch das
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Gesetz, sondern auch durch die eigene Zustimmung mittels Organspende oder das Gesprach mit
Verwandten, damit jetzt schon Organe vermehrt zur Verfigung stlinden. Wie gesehen werden kénne,
hatten Taten schon bewirkt, dass in Rheinland-Pfalz die Zahlen bei der Organentnahme deutlich
angestiegen seien.

Zu fragen sei nach den Empfehlungen des rheinland-pfalzischen Ethikbeirats, auch im Vergleich zum
bundesdeutschen Ethikrat.

Staatsminister Clemens Hoch erwidert, mehrheitlich sei der Ethikbeirat in Rheinland-Pfalz der
Auffassung, dass Organspende sogar eine solidarische Pflicht sei. Im Ergebnis sei es sehr abgewogen
und dezidiert ausgedriickt, aber er empfehle ausdriicklich, dass sich die Politik mit dem Thema der
Widerspruchslésung und dem Ziel der Einflhrung auseinandersetze.

Das zweite Thema der Spende nach dem Herz-Kreislauf-Tod sei etwas abgewogener erortert worden.
Dazu gebe es wahrscheinlich eine viel hohere Ubereinstimmung in der Bevdlkerung, weil landlaufig
Menschen mit dem Sterben das Stehenbleiben des Herzens verbanden. Trotzdem werde es
medizinethisch als etwas anspruchsvoller eingeschatzt, wie mit der Situation in den Krankenhausern
umgegangen werden musse.

Abg. Helge Schwab mochte wissen, ob bei einer Widerspruchslésung diejenigen, die einer Entnahme
aus ethischen Griinden widersprochen hatten, eine Mdglichkeit verwirkt hatten, ein Organ zu be-
kommen.

Staatsminister Clemens Hoch erwidert, dies stehe nicht in einem Zusammenhang. Man kénne heute
auch Organempfanger sein, ohne einen Organspendeausweis zu haben.

Abg. Dr. Christoph Gensch legt dar, die Widerspruchsldsung, die in vielen europaischen Staaten
schon existiere —zum Beispiel in Italien, Frankreich, Portugal, Spanien, Niederlande, Belgien und
Osterreich —, halte er fiir sinnvoll und zielfiihrend. Es kénne gesehen werden, dass die Anzahl der
organspendenden Personen dadurch deutlich nach oben gehe.

Selbst unter den wenigen Landern, in der die Zustimmungslésung gelte, sei Deutschland bei der
Organspendebereitschaft mit das Schlusslicht, wozu er um Erklarung bitte. Bei der Anzahl der
spendenden und verstorbenen Personen pro Million Einwohner im Jahr 2022 liege Deutschland im
Durchschnitt bei 10, Danemark bei 15, die Schweiz bei 19 und Irland bei 17.

Staatsminister Clemens Hoch erwidert, ein Erklarungsversuch von Frau Barreiros, Geschéafts-
fihrende Arztin der DSO-Region Mitte, sei, dass es auch an der deutschen Mentalitit, in
Zweifelsfragen eher Nein als Ja zu sagen, liege. Die allerwenigsten Menschen, die tatsachlich als
Organspender in Betracht kdmen, besaRen einen Organspendeausweis. Damit missten meistens die
Angehdrigen Uber den Willen des mdglichen Spenders entscheiden. Fir die beteiligten Personen in
den Krankenhadusern seien es schwierige und anspruchsvolle Gesprache. Deshalb werde ein grol3es
Potenzial bei der Widerspruchslosung gesehen, weil damit klar sei, dass der in Frage kommende
Spender widersprochen haben miisse. Dadurch miisse er sich vorher damit auseinandergesetzt haben
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als dass es die Angehdrigen nicht genau wissten und sich im Zweifel gegen die Organspende
entschieden.

Die Meldefalle fir in Betracht kommende Organspender seien gemessen an dem medizinischen
Leistungslevel ahnlich zu den anderen Landern. Es liege nicht daran, dass weniger Falle existierten,
sondern bei weniger Fallen komme es letztlich zur Organspende.

Staatsminister Clemens Hoch sagt auf Bitte des Abg. Dr. Jan
Bollinger zu, dem Ausschuss seinen Sprechvermerk zur Verfiigung zu

stellen.

Der Antrag ist erledigt.
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Punkt 3 der Tagesordnung:

Insolvenzverfahren des Elisabeth-Krankenhauses Lahnstein
Antrag nach § 76 Abs. 2 GOLT

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

- Vorlage 18/4968 - [Link zum Vorgang]

Staatsminister Clemens Hoch berichtet, die St. Elisabeth Krankenhaus Lahnstein GmbH habe dem
Ministerium am 17. November mitgeteilt, dass sie beabsichtige, einen Antrag auf Durchfiihrung eines
Insolvenzverfahrens in Eigenverantwortung zu stellen. Dieser Antrag sei schlieRlich am 20. November
beim Amtsgericht Koblenz gestellt worden.

Das Amtsgericht habe durch Beschluss vom selben Tag das Verfahren angeordnet. Das St. Elisabeth
Krankenhaus in Lahnstein sei ein Haus mit insgesamt 162 vollstationaren Betten nach dem geltenden
Landeskrankenhausplan. Im Leistungsangebot stinden die Psychiatrie mit 60 Betten und die Innere
Medizin mit 59 Betten. Hinzu kdmen Angebote in der Chirurgie, der Unfallchirurgie, Belegbetten in der
HNO und der Gynakologie. Das Krankenhaus nehme aber nicht an der Notfallversorgung teil und
verflige auch nicht Uber eine Geburtshilfe.

Das Krankenhaus gehdre zum Elisabeth Vinzenz Verbund, einem katholischen Trager mit insgesamt
13 Krankenhdusern bundesweit; das Krankenhaus in Lahnstein sei aber das einzige in Rheinland-
Pfalz. Ursachlich fir die Zuspitzung der Liquiditatsschwierigkeiten seien laut den Auskilnften der
Geschaftsfihrung neben der insgesamt angespannten Lage vor allem geringe Auslastungszahlen in
verschiedenen Bereichen und zum Jahresende typisch auftretende Liquidationsbelastungen, vor allem
aus der Zahlung des Weihnachtsgelds.

Mit der Geschéftsfiihrung und den Beratern im Insolvenzverfahren seien bereits Gesprache geflihrt
worden, in denen die Geschaftsfihrung ihre Uberlegungen vorgestellt habe, wie sie die
Zukunftsfahigkeit des Hauses herstellen wolle. Wie die Geschéftsfiihrung bereits in einer Presse-
meldung bekannt gegeben habe, wiirden eine Ausweitung der psychiatrischen Kapazitaten und ein
neues geriatrisches Angebot angestrebt. Die chirurgischen Angebote sowie die Gynéakologie sollten
nach den Vorstellungen des Tragers nicht aufrechterhalten werden.

Angesichts der relativen Kapazitaten, die in der Chirurgie und der Orthopéadie bisher vorhanden seien,
und der Nahe zu Koblenz diirfte dies nach Einschatzung der Landesregierung keine tieferen Eingriffe
in die Versorgungsstruktur bedeuten.

Die vom Trager eingeschlagenen Wege kénnten aus unternehmerischer Sicht durchaus nachvoll-
zogen werden. Der Trager werde voraussichtlich entsprechende Antrage stellen, die dann auch in den
entsprechenden Verfahren mit den Kostentragern noch einmal erértert wiirden. Der Dialog mit den
Tragern werde wie in allen anderen Fallen fortgesetzt werden.
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ

Ausschuss fiir Gesundheit
18. Wahlperiode

Protokoll 18/25 der 6ffentlichen Sitzung am 20. Dezember 2023

Vors. Abg. Josef Winkler legt dar, nach der Paracelsus-Klinik sei es eine weitere Klinik in
unmittelbarer raumlicher Nahe, bei der Probleme bestiinden. In Koblenz existiere gleichwohl eine sehr
grolRe Auswahl an Krankenhausern ebenfalls in raumlicher Nahe.

Erfreulicherweise werde anscheinend eine Zukunftsperspektive fir die Klinik gesehen.

Der Antrag ist erledigt.
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Punkt 4 der Tagesordnung:

Neue Studie zum Post-Corona-Syndrom an der Universitidtsmedizin Mainz
Antrag nach § 76 Abs. 2 GOLT

Fraktion der SPD

- Vorlage 18/4974 - [Link zum Vorgang]

Abg. Dr. Oliver Kusch fiihrt zur Begriindung aus, es sei wichtig, dass das Post-Corona-Syndrom
weiter erforscht werde und Therapieoptionen evaluiert wirden. Wichtig sei auch, dass es
evidenzbasierte Therapieoptionen gebe und nicht nur auf Vermutungen ausgerichtete Therapien
Anwendung fanden. Es gebe vielfaltige neue Ergebnisse aus der Universitatsklinik Mainz Gber die
Gutenberg COVID-19 Studie. Die Landesregierung werde um Berichterstattung zum aktuellen
Forschungsstand gebeten.

Staatsminister Clemens Hoch berichtet, gerade in der aktuellen Infektionswelle nehme die Sorge
von Patientinnen und Patienten, langer mit Covid-Symptomen zu tun zu haben, wieder zu. Deshalb sei
sich von Anbeginn an auch dafir eingesetzt worden, noch starker wissenschaftliche Daten rund um
die Covid- und die Post-Covid-Erkrankungen zu Tage zu férdern.

Die Landesregierung habe die Gutenberg COVID-19 Studie und die Gutenberg Post-COVID Studie an
der Universitatsmedizin Mainz finanziell geférdert. Beide Beobachtungsstudien ermdglichten eine
systemmedizinische Betrachtung des Krankheitsgeschehens, wodurch die Entwicklung einer
bedarfsgerechten Therapie unterstitzt werden solle. Insbesondere im Bereich von Post-Covid seien
im Hinblick auf den Pathomechanismus und seine adaquate Therapie noch sehr, sehr viele Fragen
offen.

Genau dieses Themengebiets habe sich nun Professorin Weinmann-Menke als Leiterin der
Nephrologie, Rheumatologie und Nierentransplantation an der I. Medizinischen Klinik der Universitats-
medizin angenommen. Sie habe eine prospektive Interventionsstudie entworfen, um den Effekt einer
Entfernung von Autoantikdrpern aus dem Blut der Patientinnen und Patienten gegen die Symptome
einer Post-Covid-Erkrankung zu evaluieren.

Bislang gebe es keine Daten aus kontrolliert randomisierten Studien zur Effektivitdt einer
Immunadsorptionstherapie bei Post-Covid-Symptomatik. Auch stliinden insgesamt zur Therapie des
Post-Covid-Syndroms generell nur begrenzt wissenschaftlich evaluierte Therapien zur Verfigung. Er
denke hier an die vielen Fallbeschreibungen in den Medien von zuvor gesunden Menschen, die nach
einer Covid-Erkrankung an einem sogenannten Chronic Fatigue Syndrom, gleichbedeutend mit einem
schwersten Erschdpfungszustand, litten.

Die Landesregierung und sicher auch die Abgeordneten hatten viele Zuschriften erhalten, in denen
Menschen mit schwerer Post-Covid-Symptomatik um Hilfe baten. Am Runden Tisch ,Post-Covid® seien
sich Gedanken gemacht worden, wie geholfen werden kénne. Hilfsangebote seien geschaffen worden,
allen voran die Post-Covid-Ambulanzen, die auch dankend angenommen wiirden.
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Dennoch kénnten die behandelnden Arztinnen und Arzte lediglich basierend auf der aktuellen
wissenschaftlichen Evidenz Therapieempfehlungen aussprechen. Hierfir sei die S1-Leitlinie
Long/Post-COVID erstellt worden, die regelmaflig auf den neuesten wissenschaftlichen Stand
gebracht werde. Leider sei diese Evidenz gerade fir die chronische neurologische Symptomatik noch
sehr dinn. Eine Annahme sei, dass dabei Autoimmunitat eine grof3e Rolle spiele. Diese kdnne dazu
fihren, dass im Blut der Betroffenen Antikdrper gegen korpereigene Strukturen gebildet wirden.

Es gebe inzwischen eine Reihe von Studien, die Autoantikérper als moglichen Mechanismus fir die
Erschépfungssymptomatik aufzeigten. So hatten beispielsweise in einer Studie bei Uber 50 % der
Probanden gegen eigene Kdorperbestandteile gerichtete Antikdrper nachgewiesen werden kénnen.

Nach der Leitlinie sollte bei Hinweisen auf solche Autoantikbrper eine immunsupprimierende
medikamentdse Therapie oder eine Plasmapherese erfolgen. Die Plasmapherese sei ein sogenanntes
Blutwascheverfahren, bei dem die zellularen Blutbestandteile vom Plasma, dem fliissigen Anteil des
Bluts, getrennt wirden. Das Plasma werde verworfen und durch Spenderplasma oder eine ahnliche
Losung ersetzt, da im patienteneigenen Plasma die vermutlich krankheitsauslésenden Faktoren
enthalten seien.

Differenzierter als die Plasmapherese gehe die sogenannte Immunadsorptionstherapie vor, deren
Wirksamkeit in der Studie von Frau Weinmann-Menke untersucht werden solle. Bei dieser Form der
Blutwasche wirden lediglich die Autoantikorper durch Membranen aus dem Plasma entfernt. Einzelne
Fallbeschreibungen und Beobachtungsstudien, unter anderem von Professorin Scheibenbogen aus
der Charité, stellten die Immunadsorptionstherapie als vielversprechende Therapieoption dar,
verwiesen aber auf die Notwendigkeit von Daten aus prospektiven kontrolliert randomisierten Studien.

Genau hier liege der beeindruckende Ansatz der Studie von Frau Weinmann-Menke. Ihre Arbeits-
gruppe untersuche genau diese Fragestellung kontrolliert randomisiert und prospektiv. Dies sei
sozusagen der Goldstandard wissenschaftlicher Datengenerierung und genielRe bei der Erstellung von
Leitlinien den héchsten Evidenzgrad. Das Ziel der Mainzer Immunadsorptionsstudie sei es, die
Wirksamkeit und Sicherheit dieser Therapie zu bewerten und damit auch neue Erkenntnisse Uber die
Hintergrinde der Post-Covid-Erkrankung zu gewinnen.

Hinsichtlich des Studiendesigns seien insgesamt 40 Teilnehmende aus der Gutenberg Post-COVID
Beobachtungsstudie in diese Interventionsstudie eingeschlossen. Die Probandinnen und Probanden
unterzdgen sich je nach Randomisierung finf tatsdchlichen Immunadsorptionen oder finf soge-
nannten Scheinbehandlungen, in denen die gleiche Behandlung erfolge, jedoch ohne die Antikdrper-
entfernung aus dem Blut. Den Patienten bleibe hierbei verborgen, ob es sich um eine tatsachliche oder
lediglich um eine Scheinbehandlung handele.

Nach einer Therapiepause von acht Wochen erhielten die Patienten das jeweils andere Verfahren und
stellten also ihre eigene Kontrollgruppe dar. Das habe auch der Ethikbeirat so aufgegeben, weil diese
Therapie sehr aufwendig und sehr intensiv sei, sodass jedem die Chance gegeben sein misse, auch
wirklich therapeutisch teilzunehmen.
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Als Endpunkt werde die Symptomschwere vor Behandlung und nach jedem Behandlungsblock
verglichen. Zusatzlich wirden Blutproben auf Veranderungen der Autoantikdrper und auf die
veranderte Expression genetischer Information in Form von Ribonukleinsdure, Proteinen und
Autoantikérpern untersucht.

Professorin Weinmann-Menke habe mit dem Antrag vom 17. Oktober 2023 die Forderung der
Immunadsorptionsstudie in Héhe von 127.370 Euro beantragt. Das Ministerium fur Wissenschaft und
Gesundheit habe die Summe noch im Oktober bewilligt. Die Finanzierung erfolge aus Sondermitteln
zur Bewaltigung der Corona-Pandemie.

Er freue sich sehr, dass Professorin Weinmann-Menke bei diesem innovativen Vorhaben unterstitzt
werden kdnne. Ganz besonders gespannt sei er auf die ersten Ergebnisse.

Abg. Dr. Jan Bollinger mdchte wissen, wann mit Studienergebnissen gerechnet werden kénne.

AulRerdem sei von Interesse, inwieweit im Rahmen der Studie abgesehen vom Post-Corona-Syndrom
auch das Post-Vac-Syndrom und andere mogliche negative Auswirkungen der Schutzimpfung gegen
Covid-19 erforscht wirden.

Staatsminister Clemens Hoch erwidert, die genannte Unterscheidung sei irrelevant, weil es darauf
ankomme, ob jemand nach dem Kontakt mit dem Virus eine Symptomatik von Post-Covid habe. Alle
Probandinnen und Probanden kdmen aus der Gutenberg-Beobachtungsstudie. Das heile, fir den
Versuchsaufbau sei es egal, ob jemand zuerst geimpft und dann infiziert oder nur infiziert oder nur
geimpft gewesen sei. Aus der Beobachtungsstudie werde gewusst, dass alle offensichtlich immunisiert
gewesen seien, weil sie Antikdrper besaflien. Alles andere werde nicht erhoben.

Mit ersten Ergebnisse werde im ersten Halbjahr 2024 gerechnet. Die Kontrollgruppen hatten
zwischendurch eine achtwéchige Behandlungspause, weil sichergestellt werden wolle, dass es nicht
von Zufallsergebnissen beeinflusst werde.

Staatsminister Clemens Hoch sagt auf Bitte des Abg. Torsten
Welling zu, dem Ausschuss seinen Sprechvermerk zur Verfigung zu
stellen.

Abg. Dr. Oliver Kusch betont, es komme darauf an, dass Antikdrper vorhanden seien. Nachher sei
es egal, ob es durch eine Infektion oder eine Impfung gekommen sei. Hoffentlich werde die Erkenntnis
gewonnen werden kénnen, dass eine Schadigung des Patienten durch Post-Vac oder Post-Covid
dieselbe Endstrecke haben kdnne. Es sei sehr wichtig herauszufinden, ob durch eine Immunelektro-
phorese den Patienten gleichermal3en geholfen werden kénne.

Abg. Dr. Christoph Gensch halt es fir ein interessantes Projekt, ist gespannt auf die Ergebnisse und
erganzt, genauso wie es mdglich sei, im Labor chemisch festzustellen, ob Antikdrpertiter durch eine
Impfung oder eine Infektion existierten, kénne héchstwahrscheinlich schon einem Teil der Antikérper
angesehen werden, wie sie entstanden seien.
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Bei den Impfungen sei es nur eine zielgerichtete Antikdrperbildung gegen diese S-Proteinstruktur. Bei
weiteren Virusbestandteilen finde keine Antikérperbildung statt, zum Beispiel gegen Nukleokapsid-
Antigenstrukturen, also anderen Oberflachenstrukturen des Coronavirus. Je nachdem, was heraus-
geholt werden misse oder zusatzlich entstanden sei, kdnne es im gewissen Male wahrscheinlich
differenziert werden. Es misse auch im gewissen Malde differenziert werden, um dann sagen zu
kdnnen, wie es vielleicht in Zukunft gerade bei impfungsbezogenen Problematiken weitergehen kénne.

Staatsminister Clemens Hoch erlautert, dem Studiendesign liege zugrunde, dass durch das
Durchmachen der Immunisierung gegen Corona im Blut auch Antikdrper gegen eigene
Korperbestandteile ausgebildet worden seien. Was die Ursache dafir gewesen sei — eine Impfung
oder eine Infektion —, sei gerade egal. Alle Teilnehmenden hatten aber auch nachweislich eine
Infektion gehabt. Auf den Impfstatus komme es gar nicht an, sondern nur darauf, ob die Antikérper im
Blut moglicherweise auch gegen die kérpereigenen Zellen gerichtet seien.

Die Ausgangsfrage, ob es Post-Vac oder Post-Corona sei, sei fur das Ergebnis des Studiendesigns
nicht entscheidend, sondern nur die Fragestellung, ob sich im Blut etwas so verandert habe, dass
korpereigene Zellen angegriffen wiirden.

Abgeordneter Dr. Gensch habe recht, durch relativ aufwendige Laborverfahren kénne sogar heraus-
gefunden werden, aus welcher Region der gebrannte Schnaps komme, der am vorangegangenen
Wochenende getrunken worden sei.

Abg. Dr. Jan Bollinger stellt klar, die Sinnhaftigkeit der Studie und das Studiendesgin habe er nicht
in Abrede gestellt oder angegriffen. Wenn nicht in dieser Studie, so sollte auf andere Weise den
Personen geholfen werden, die den Eindruck hatten, einen tatsachlichen Impfschaden erlitten zu
haben und Probleme hatten, es nachzuweisen. Nach Aussagen von Fachexperten bestehe dort noch
ein Forschungsdefizit.

Staatsminister Clemens Hoch erwidert, das sei nicht das Studiendesign. Formulierungen wie
Menschen hatten den Eindruck, sie hatten einen Impfschaden, seien verraterisch.

Es gebe Menschen mit anerkannten Impfschaden. Das Landesamt und die Mitarbeitenden gingen
diesem Vorbringen sehr grindlich nach. Im Rahmen einer Staatshaftung sei es so ausgebracht, dass
zum Allgemeinwohl an manchen Stellen Impfschaden in Kauf genommen wirden, um die gréRere
Masse zu schutzen.

Durch das genannte Studiendesign werde der Frage nachgegangen, ob Verfahren wie die Blutwasche
bei der Erkrankung Uberhaupt effektiv seien oder ob nur Einzelne gerade viel Geld verdienen wollten.
Damit wolle bezweckt werden, dass Menschen, die nach einer durchgemachten Infektion Gber sehr
hohe Folgewirkungen klagten — dies kénne es auch bei Influenza geben —, durch ein solches Verfahren
geholfen werden kénne.
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Seine Bitte sei, gute Therapieansatze nicht damit zu vermischen, dass kinstlich unterschieden werde,
ob eine Autoimmunreaktion durch eine Impfung oder eine Infektion hervorgerufen worden sei. Fir den
Korper sei es das gleiche.

Abg. Dr. Jan Bollinger bemerkt, er habe die Studie in keiner Weise angegriffen. Es gebe Personen
mit Impfschaden, denen auch geholfen werden sollte und wozu ein Forschungsdefizit bestehe.

Der Antrag ist erledigt.
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Punkt 5 der Tagesordnung:
Verschiedenes
Der Ausschuss kommt (iberein, die im Terminplan fiir Donnerstag,
1. Februar 2024, 10.00 Uhr, vorgesehene Sitzung zu verlegen und

einen Reservetermin in Anspruch zu nehmen. Die Obleute beschliel3en
die Inanspruchnahme eines Reservetermins per Umlaufbeschluss.

Mit einem Dank an die Anwesenden fiir ihre Mitarbeit schlie3t Vors. Abg. Josef Winkler die Sitzung.

gez. Dr. Katrin Rack
Protokollfiihrerin

Anlage
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Anlage

An der Videokonferenz teilnehmende Abgeordnete

Anklam-Trapp, Kathrin SPD

Kusch, Dr. Oliver SPD
Rommelfanger, Lothar SPD

Spies, Christoph SPD

Teuber, Sven SPD

Gensch, Dr. Christoph CDhuU
Waschenbach, Michael CcDU

Welling, Torsten CcDhu

Winkler, Josef Philip BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Bollinger, Dr. Jan AfD

Wink, Steven FDP

Schwab, Helge FREIE WAHLER

Fir die Landesregierung
Hoch, Clemens Minister flr Wissenschaft und Gesundheit
Landtagsverwaltung

Schlenz, Christian Regierungsrat
Rack, Dr. Katrin Mitarbeiterin der Landtagsverwaltung (Protokollfiihrerin)

17



	Ausschuss für Gesundheit

